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Drucksache 9/1777 


23. 06. 82 


Sachgebiet 2330 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (16. Ausschuß) 


zu dem vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes und 
des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 
— Drucksache 9/1572 — 


A. Problem 

Bei der Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes, des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes und des Wohnungsbaugesetzes für 
das Saarland durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 22. De- 
zember 1981 sind Gesetzeslücken entstanden, welche den Voll- 
zug dieser Gesetze erschweren. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates, den der Ausschuß mit ei- 
ner Reihe von Ergänzungen einmütig billigt, soll es ermögli- 
chen, den Zinsanhebungen entsprechende Maßnahmen auch 
für die Wohnungen durchzuführen, die nicht durch öffentliche 
Baudarlehen, sondern mit Zins- und Tilgungshilfen gefördert 
worden sind. Außerdem sollen aus Gründen der Gleichbehand- 
lung auch die mit Wohnungsfürsorgemitteln im Saarland ge- 
förderten Wohnungen in die Zinserhöhungsregelung einbezo- 
gen werden. Darüber hinaus empfiehlt der Ausschuß weitere 
Änderungen, die den Vollzug vor allem des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes erleichtern sollen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Minderausgaben infolge der Reduzierung der Zins- und Til- 
gungshilfen. Mehreinnahmen infolge Zinsanhebung für Darle- 
hen aus Wohnungsfürsorgemitteln. Minderausgaben und 
Mehreinnahmen sind der Höhe nach nicht quantifizierbar. 



Drucksache ^IM77 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Wohnungsbindungsgesetzes und des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland — 
Drucksache 9/1572 — in der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtli- 
chen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 23. Juni 1982 


Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtbau 

Dr. Schneider Schmitt (Wiesbaden) Link 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes und des 
Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 
— Drucksache 9/1572 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Wohnungsbindungsgesetzes 
und des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Wohnungsbindungsgesetzes, 

des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

und des Wohnungsbaugesetzes für das Saarland 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 

Das Wohnungsbindungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juli 1980 (BGBl. I S. 1120), 
geändert durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 
22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), wird wie folgt 
geändert: 


Artikel 1 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 

Das Wohnungsbindungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juli 1980 (BGBl. I S. 1120), 
geändert durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 
22. Dezember 1981 (BGBL I S. 1523), wird wie folgt 
geändert: 


0.1 In § 6 Abs. 2 Satz 1 erhält die Verweisung nach 
den Worten „Bescheinigung nach*^ folgende 
Fassung: 

„§ 5 Abs. 1 Satz 1, 3 bis 6 und Abs. 


02. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „ein öffentli- 
ches Baudarlehen^* ersetzt durch die Worte 
„ein Darlehen aus öffentlichen Mitteln^L 

b) In Absatz 3 Satz 6 wird das Wort „unverzüg- 
lich“ gestrichen und der Punkt durch ein Se- 
mikolon ersetzt und folgender Halbsatz an- 
gefügt: 

„ ; der Hinweis auf den Wegfall der Miet- 
preisbindung entfällt im Anwendungsbe- 
reich des § 16a Abs. 1 und 2“. 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte von 
„Wird“ bis „Baudarlehen“ ersetzt durch die 
Worte: „Werden die für ein Eigenheim, eine 
Eigensiedlung oder eine eigengenutzte Ei- 
gentumswohnung als Darlehen bewilligten 
öffentlichen Mittel unter Inanspruchnahme 
eines Schuldnachlasses, insbesondere“. 
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1. § 18 a wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 5 wird folgender Satz 3 angefügt: 
„Absatz 3 Satz 3 gilt entsprechend “ 

b) Folgender Absatz 1 wird angefügt: 

„(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten für Annuitäts- 
darlehen entsprechend “ 

2. § 18d Abs. 1 erhält folgende Fassung: 


„(1) Sind vor dem 1. Januar 1960 neben oder an- 
stelle eines öffentlichen Baudarlehens Zins- und 
Tilgungshilfen aus öffentlichen Mitteln für ein 
zur Deckung der Gesamtkosten aufgenommenes 
Darlehen bewilligt worden, so kann die Zins- und 
Tilgungshilfe so weit herabgesetzt werden, daß 
der Darlehensschuldner für das Darlehen eine 
Verzinsung bis höchstens 8 vom Hundert jähr- 
lich auf den ursprünglichen Darlehensbetrag 
selbst zu erbringen hat, wenn dies durch landes- 
rechtliche Regelung in einem Gesetz oder einer 
Verordnung der Landesregierung bestimmt ist. 
Erfolgte die Bewilligung nach dem 31. Dezember 
1959, jedoch vor dem 1. Januar 1970, so kann un- 
ter den gleichen Voraussetzungen die Zins- und 
Tilgungshilfe so weit herabgesetzt werden, daß 
der Darlehensschuldner für das Darlehen eine 
Verzinsung bis höchstens 6 vom Hundert jähr- 
lich auf den ursprünglichen Darlehensbetrag 
selbst zu erbringen hat. Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch, wenn eine Einstellung oder Herabsetzung 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

03. § 16 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der Halbsatz nach dem Se- 
mikolon wie folgt neu gefaßt und folgender 
Satz angefügt: 

16 Abs. 5 bis 7 gilt entsprechend. Sind ne- 
ben den Darlehen Zuschüsse zur Deckung 
der laufenden Aufwendungen oder Zinszu- 
schüsse aus öffentlichen Mitteln bewilligt 
worden, so entfällt die Bindung nach § 8 
nicht vor dem Ende des Förderungszeitrau- 
mes. Die §§ 15 und 16 bleiben im übrigen un- 
berührt.“ 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn die 
öffentlichen Mittel lediglich als Zuschüsse 
zur Deckung der laufenden Aufwendungen 
oder als Zinszuschüsse bewilligt worden 
sind und der Förderungszeitraum durch 
planmäßige Einstellung oder durch Verzicht 
auf weitere Auszahlungen der Zuschüsse 
endet; § 15 Abs. 4 und § 16 Abs. 7 gelten ent- 
sprechend.“ 

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. In 
Satz 1 wird ,Ahsatz 1“ ersetzt durch ,A^b- 
satz 1 und 2“. 

1. § 18 a wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

.„(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten für Annui- 
tätsdarlehen entsprechend.“ 

2. § 18d wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 
„Zins- und Tilgungshilfen sowie Zuschüsse 
und Darlehen zur Deckung der laufenden 
Aufwendungen“. 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Sind vor dem 1. Januar 1960 neben 
oder anstelle eines öffentlichen Baudarle- 
hens Zins- und Tilgungshilfen aus öffentli- 
chen Mitteln für ein zur Deckung der Ge- 
samtkosten aufgenommenes Darlehen be- 
willigt worden, so kann die Zins- und Til- 
gungshilfe so weit herabgesetzt werden, daß 
der Darlehensschuldner für das Darlehen 
eine Verzinsung bis höchstens 8 vom Hun- 
dert jährlich auf den ursprünglichen Darle- 
hensbetrag selbst zu erbringen hat, wenn 
dies durch landesrechtliche Regelung in ei- 
nem Gesetz oder einer Verordnung der 
Landesregierung bestimmt ist. Erfolgte die 
Bewilligung nach dem 31. Dezember 1959, je- 
doch vor dem 1. Januar 1970, so kann unter 
den gleichen Voraussetzungen die Zins- und 
Tilgungshilfe so weit herabgesetzt werden, 
daß der Darlehensschuldner für das Darle- 
hen eine Verzinsung bis höchstens 6 vom 
Hundert jährlich auf den ursprünglichen 
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Entwurf 

vertraglich ausdrücklich ausgeschlossen ist. Die 
Vorschriften des § 18 a Abs. 3 bis 6 gelten entspre- 
chend. Verbleibt nach der Herabsetzung eine 
Zins- und Tilgungshilfe von weniger als insge- 
samt 120 Deutsche Mark je Wohnung jährlich, so 
entfällt diese.“ 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Darlehensbetrag selbst zu erbringen hat. Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch, wenn eine Einstel- 
lung oder Herabsetzung vertraglich aus- 
drücklich ausgeschlossen ist. Die Vorschrif- 
ten des § 18 a Abs. 3 bis 5 gelten entspre- 
chend. Verbleibt nach der Herabsetzung eine 
Zins- und Tilgungshilfe von weniger als ins- 
gesamt 120 Deutsche Mark je Wohnung 
jährlich, so entfällt diese.“ 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Sind vor dem 1. Januar 1970 neben 
oder an Stelle eines öffentlichen Baudarle- 
hens oder einer Zins- und Tilgungshilfe Zu- 
schüsse oder Darlehen zur Deckung der lau- 
fendenen Aufwendungen bewilligt worden, 
so können die Zuschüsse herabgesetzt oder 
für Darlehen die Zinsen nach Maßgabe des 
§ 18 a Abs. 1 und 2 erhöht werden, wenn dies 
durch landesrechtliche Regelung in einem 
Gesetz oder einer Verordnung der Landes- 
regierung bestimmt ist. Dies gilt auch, wenn 
nach dem Bewilligungsbescheid eine Her- 
absetzung oder Höherverzinsung zu diesem 
Zeitpunkt oder in diesem Umfang nicht vor- 
gesehen oder vertraglich ausdrücklich aus- 
geschlossen ist. Die Vorschriften des § 18 a 
Abs. 3 bis 5 gelten entsprechend.“ 

2 a. An § 18e wird folgender Satz angefügt: 

„Der Bundesminister für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtebau wird ermächtigt, die Be- 
stimmungen nach § 18 a Abs. 1 bis 3 und 5 sowie 
nach §18d durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zu treffen.“ 

2 b. In § 18 f werden hinter den Worten „Zins- und 
Tilgungshilfen“ die Worte „oder der Zuschüsse 
zur Deckung der laufenden Aufwendungen“ 
eingefügt. 

2 c. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „4“ durch die Zahl 
„5“ ersetzt. 

b) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) § 16 Abs. 3 und 8, §§ 16a und 28 Abs. 1 
Satz 2 Buchstabe a sind nur auf solche Miet- 
und Genossenschaftswohnungen anzuwen- 
den, die die zuständige Steile nach Absatz 3 
Buchstabe b von der Zweckbindung der 
Bergarbeiterwohnungen unbefristet freige- 
stellt hat. Wird erst nach der vorzeitigen 
Rückzahlung unbefristet freigestellt, sind 
diese Vorschriften mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß in § 16 Abs. 3 und 8, § 16a Abs. 1 
und 2 und in § 28 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a 
an die Stelle des Zeitpunktes der Rückzah- 
lung der Zeitpunkt der Freistellung tritt. Für 
Miet- und Genossenschaftswohnungen, die 
nicht unbefristet freigestellt worden sind, 
endet die Eigenschaft „öffentlich gefördert“ 
nach § 16 Abs. 1 mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des achten Kalenderjahres das zehnte 
Kalenderjahr tritt.“ 


5 



Drucksache 9/1777 


Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Entwurf 


3. An § 34 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) § 16 a Abs. 1 ist vom 1. Januar 1983 an mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß die Vorschrift 
auch bei einer Wohnung anzuwenden ist, für die 
die öffentlichen Mittel vor dem 1. Januar 1983 zu- 
rückgezahlt worden sind und die bis zum 31. De- 
zember 1982 noch als öffentlich gefördert gilt.“ 


Artikel 2 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland 

Nach § 37 des Wohnungsbaugesetzes für das Saar- 
land in der Fassung der Bekanntmachung vom 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

2d. §28 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„In der Rechtsverordnung ist vorzusehen, daß 

a) in Fällen, in denen die als Darlehen gewähr- 
ten öffentlichen Mittel nach § 16 oder § 16 a 
vorzeitig zurückgezahlt und durch andere 
Finanzierungsmittel ersetzt worden sind, 
die Ersetzung nicht als ein vom Bauherrn zu 
vertretender Umstand anzusehen ist und für 
die neuen Finanzierungsmittel keine hö- 
here Verzinsung als 5 vom Hundert ange- 
setzt werden darf, solange die Bindung nach 
§ 8 besteht; wird im Zeitpunkt der Rückzah- 
lung für das öffentliche Baudarlehen auf- 
grund der §§ 18 a bis 18 e ein zulässiger Zins- 
satz von mehr als 5 vom Hundert entrichtet, 
so darf dieser Zinssatz auch für die neuen 
Finanzierungsmittel angesetzt werden;“. 

3. An § 34 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) § 16 a Abs. 1 und 2 ist vom 1. Januar 1983 
an mit der Maßgabe anzuwenden, daß die Vor- 
schrift auch bei einer Wohnung anzuwenden ist, 
für die die öffentlichen Mittel vor dem 1. Januar 
1983 zurückgezahlt worden sind und die bis zum 
31. Dezember 1982 noch als öffentlich gefördert 
gilt.“ § 22 Abs. 5 ist nur anzuwenden, wenn die 
öffentlichen Mittel nach dem . . . (Tag des In- 
krafttretens) zurückgezahlt werden“. 

Artikel la 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 

Das Zweite Wohnungsbaugesetz (Wohnungsbau - 
und Familienheimgesetz) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 30. Juli 1980 (BGBl. I S. 1085), 
geändert durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 
22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), wird wie folgt 
geändert. 

1. In § 70 Abs. 6 werden nach der Zahl „16“ die 
Worte „oder § 16 a“ eingefügt. 

2. In § 87 a Abs. 5 erhält Satz 2 folgende Fas- 
sung: 

„Die Bundesregierung wird ermächtigt, für 
Darlehen oder Zuschüsse aus Wohnungsfürsor- 
gemitteln im Sinne des Absatzes 1 Satz 1, die 
aus öffentlichen Haushalten des Bundes mittel- 
bar oder unmittelbar zur Verfügung gestellt 
worden sind, Zeitpunkt und Höhe des Zinssat- 
zes oder der Herabsetzung der Zuschüsse durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen; dabei gelten 
die gleichen Voraussetzungen, unter denen die 
Länder die Zinsen erhöhen oder die Zuschüsse 
herabsetzen dürfen.“ 

Artikel 2 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland 

Nach § 37 des Wohnungsbaugesetzes für das Saar- 
land in der Fassung der Bekanntmachung vom 
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10. Juni 1980 (Amtsblatt des Saarlandes S. 802), ge- 
ändert durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 
22. Dezember 1981 (BGBL I S. 1523), wird folgender 
§ 38 eingefügt: 

»§ 38 

Sonderregelung für Wohnungen, 
die mit Wohnungsfürsorgemitteln 
gefördert worden sind 

Auf Darlehen und Zuschüsse, die aus Woh- 
nungsfürsorgemitteln im Sinne des § 87 a Abs. 1 
Satz 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes ge- 
währt worden sind, ist § 87 a Abs. 5 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes sinngemäß anzuwenden. 
Für Wohnraum, der nicht mit Wohnungsfürsorge- 
mitteln des Bundes gefördert worden ist, gilt dies 
nur, soweit Darlehen und Zuschüsse nach dem 
31. Dezember 1959 bewilligt worden sind.“ 


Artikel 3 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 


Artikel 4 

Saar- Klausel 

Artikel 1 gilt nicht im Saarland. 


Artikel 5 

Neubekanntmachung 

Die Regierung des Saarlandes wird ermächtigt, 
das Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der 
nach diesem Gesetz geltenden Fassung im Amts- 
blatt des Saarlandes bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

10. Juni 1980 (Amtsblatt des Saarlandes S. 802), ge- 
ändert durch das 2. Haushaltsstrukturgesetz vom 
22. Dezember 1981 (BGBL I S. 1523), werden folgende 
§§ 38 und 39 eingefügt: 

„§ 38 

unverändert 


§39 

Sonderregelung für Bergarbeiterwohnungen 

Auf Darlehen und Zuschüsse, die aus Mitteln des 
Treuhandvermögens des Bundes zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaus gewährt worden sind, 
sind §§ 18 a bis 18 e des Wohnungsbindungsgesetzes 
sinngemäß anzuwenden/* 


siehe Artikel 5 


Artikel 3 

Saar- Klausel 

Artikel 1 gilt nicht im Saarland. 


Artikel 4 

Neubekanntmachung 

Die Regierung des Saarlandes wird ermächtigt, 
das Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der 
nach diesem Gesetz geltenden Fassung im Amts- 
blatt des Saarlandes bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 4 a 

Neubekanntmachung durch die Bundesregierung 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, das Woh- 
nungsbindungsgesetz und das Zweite Wohnungs- 
baugesetz in der nach diesem Gesetz geltenden Fas- 
sung neu bekanntzumachen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 
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siehe Artikel 3 Artikel 5 

Berlin -Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 

Artikel 6 
unverändert 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kreift. 


Artikel 6 

Inkrafttreten 
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Bericht der Abgeordneten Schmitt (Wiesbaden) und Link 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 100. Sitzung 
am 13. Mai 1982 den vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Woh- 
nungsbindungsgesetzes und des Wohnungsbauge- 
setzes für das Saarland — Drucksache 9/1572 — in 
erster Lesung ohne Aussprache an den Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zur Be- 
ratung überwiesen. Dieser hat den Gesetzentwurf in 
seiner 31. Sitzung am 12. Mai 1982, in seiner 32. Sit- 
zung am 26. Mai 1982 und in seiner 33. Sitzung am 
23. Juni 1982 beraten. Er empfiehlt einstimmig, den 
Gesetzentwurf mit einer Reihe von Ergänzungen 
anzunehmen. 


II. 

Soweit der Ausschuß Ergänzungen zu der ursprüng- 
lichen Fassung des Gesetzentwurfs empfiehlt, wer- 
den sie im folgenden begründet; im übrigen wird auf 
die Begründung in Drucksache 9/1572, Seite 4, ver- 
wiesen. 

Artikel 1 

Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes 
Nummer 01 

Diese Änderung dient der Klarstellung durch redak- 
tionelle Anpassung des § 6 Abs. 2 an die durch das 
WoBauÄndG 1980 geänderte Fassung des § 5 Wo- 
BindG. 

Nummer 02 

zu Buchstabe a 

Die Regelung über Kleindarlehen erstreckt sich ge- 
genwärtig nur auf „Baudarlehen“ und wird hiermit 
auf „Aufwendungsdarlehen“ und „Annuitätsdarle- 
hen“ erweitert. Auch derartige Darlehen sind im Be- 
trage bis zu 3 000 DM bewilligt worden. Die Recht- 
sprechung hat die Regelung für Kleindarlehen be- 
reits entsprechend auf Annuitätsdarlehen ange- 
wandt. 

zu Buchstabe b 

Die Streichung des Wortes „unverzüglich“ beseitigt 
unnötige Erschwernisse; die Belange des Mieters 
bezüglich der Unterrichtung werden dabei nicht be- 
rührt. 

Der eingefügte Halbsatz ist eine Folgeänderung aus 
der Einfügung des § 16 a. Im Anwendungsbereich 
dieser Vorschrift kann der nach § 16 Abs. 3 vorge- 


schriebene Hinweis des Vermieters zu dem unzu- 
treffenden Eindruck führen, daß die Mietpreisbin- 
dung aufrechterhalten bleibt, wenn der Mieter seine 
fortdauernde Wohnberechtigung nachweist. Nach 
§ 16 a Abs. 1 entfällt jedoch die Mietpreisbindung in 
jedem Falle. 

zu Buchstabe c 

Wie bei Absatz 2 wird die Regelung von „Baudarle- 
hen“ erstreckt auf alle Darlehen aus öffentlichen 
Mitteln, also auch Aufwendungs- und Annuitätsdar- 
lehen. Auch für derartige Darlehen wird in manchen 
Ländern ein Schuldnachlaß in entsprechender An- 
wendung des § 69 II. WoBauG gewährt. Durch die 
nicht mehr ausschließliche Bezugnahme auf § 69 II. 
WoBauG wird verdeutlicht, daß die Vorschrift auch 
auf andere Ablösungsregelungen anzuwenden ist 
(z. B. bei Inanspruchnahme des Bonus von 15 v. H. 
nach Artikel 27 Unterartikel 5 § 1 des 2. Haushalts- 
strukturge se tze s) . 

Nummer 03 

Die vorgeschlagene Änderung steht im Zusammen- 
hang mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen Ände- 
rung des § 18 d. Es wird dadurch sichergestellt, daß 
bei kombinierter Förderung mit Darlehen und Auf- 
wands- oder Zinszuschüssen oder bei ausschließli- 
cher Förderung mit Aufwands- oder Zinszuschüssen 
die Preisbindung nur entfällt, wenn generell auf wei- 
tere Subventionen verzichtet wird. Außerdem sollen 
auch bei Ablösungen unter Schuldnachlaß die Preis- 
bindungen vorzeitig — wie in § 16 Abs. 5 WoBindG 
geregelt — entfallen können, wenn der Bonus nach- 
entrichtet wird. Sind die öffentlichen Mittel für meh- 
rere Wohnungen eines oder mehrerer Gebäude be- 
willigt worden, so soll die Mietpreisbindung nur ent- 
fallen, wenn — wie bereits in § 16 geregelt — die für 
sämtliche Wohnungen bewilligten Mittel zurückge- 
zahlt werden. 

Nummer 1 

zu Buchstabe b 

Durch die Änderung der Zinsanhebungsregelungen 
des § 18 a WoBindG durch das 2. Haushaltsstruktur- 
gesetz sind die Regelungen des Absatzes 6 — früher 
Absatz 5 — nahezu bedeutungslos geworden. Da 
nach den derzeit geltenden Regelungen vertraglich 
vorbehaltene Zinsanhebungen in jedem Fall bis zu 6 
bzw. 8 V. H. möglich sind, bedarf es keiner besonde- 
ren Regelung mehr für darüber hinausgehende ver- 
tragliche Zinsvorbehalte. Durch die Streichung des 
Absatzes 6 wird der nach der ursprünglichen Fas- 
sung des Gesetzentwurfs anzufügende Absatz 7 zu 
Absatz 6. Außerdem ist in diesem neuen Absatz 6 
nur noch auf die Absätze 1 bis 5 zu verweisen. 
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Nummer 2 

zu Buchstabe a 

Die Ergänzung der Überschrift ist durch die Einbe- 
ziehung der Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung 
der laufenden Aufwendungen in § 18 d Abs, 1 gebo- 
ten. 

zu Buchstabe b 

Die Ersetzung der Zahl „6“ durch die Zahl „5“ in 
§ 18 d Abs. 1 Satz 4 WoBindG in der Fassung des Ge- 
setzentwurfs ist eine Folgeänderung von Nummer 1 
Buchstabe b. 

zu Buchstabe c 

Da in einigen Ländern neben oder anstelle von öf- 
fentlichen Baudarlehen oder Zins- und Tilgungshil- 
fen im maßgebenden Zeitraum vor dem 1. Januar 
1970 auch Darlehen oder Zuschüsse zur Deckung der 
laufenden Aufwendungen (Aufwendungsdarlehen, 
Aufwendungszuschüsse oder sog. Aufwendungshil- 
fen) vertraglich gewährt oder durch Bescheid bewil- 
ligt worden sind, ist aus Gründen einer gleichen Be- 
handlung der Mieter der in diesem Zeitraum geför- 
derten Wohnungen geboten, auch diese öffentlichen 
Mittel herabzusetzen; Entsprechendes gilt für die 
Eigentümer der in diesem Zeitraum mit diesen Mit- 
teln geförderten, in § 18 a Abs. 5 aufgeführten Eigen- 
tumsmaßnahmen. 

Nummer 2 a 

Dadurch soll sichergestellt werden, daß der Bundes- 
minister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau wie bisher Bestimmungen zur Zinshöhe und 
zum Zeitpunkt der Zinsanhebung im Bergarbeiter- 
wohnungsbau treffen kann. Auch das Wohnungs- 
baugesetz für das Saarland wird durch Einfügung ei- 
nes neuen § 39 entsprechend angepaßt (vgl. Arti- 
kel 2). 


Nummer 2 b 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Num- 
mer 2 Buchstabe c. 

Nummer 2 c 

Für die Sicherung der Energieversorgung ist es er- 
forderlich, die notwendigen Arbeitskräfte für den 
Bergbau zu erhalten und zu beschaffen. Dies setzt 
auch voraus, den Bestand an Bergarbeiterwohnun- 
gen zu vermehren und gleichzeitig zu verhindern, 
daß die Bindungen an den vorhandenen, für Berg- 
arbeiter geförderten Miet- und Genossenschafts- 
wohnungen durch vorzeitige Rückzahlung der öf- 
fentlichen Mittel entfallen. Die nach §§16 und 16 a 
für Sozialwohnungen geltenden Regelungen sind 
bei Bergarbeiterwohnungen nur vertretbar, wenn 
diese Wohnungen von der Zweckbindung der Berg- 
arbeiterwohnungen freigestellt sind, weil insbeson- 
dere eine Gelegenheit zur Beschäftigung im Kohlen- 
bergbau weggefallen und deshalb ein örtlicher Woh- 


nungsbedarf für Bergarbeiter nicht mehr vorhanden 
ist. Diesem Ziel dient die vorgeschlagene Regelung. 
Solange an Bergarbeiterwohnungen noch ein Be- 
darf für Bergarbeiter besteht, soll die Abkürzung der 
Nachwirkungsfrist gemäß § 16 Abs. 3 und der Weg- 
fall der Preisbindung nach § 16 a ausgeschlossen 
werden. Zugleich soll die Anwendung des § 28 Abs. 1 
Satz 2 Buchstabe a und damit der Ansatz von 5 v. H. 
für die Ersatzfinanzierungsmittel ausgeschlossen 
werden. Nur wenn die Wohnung von der Zweckbin- 
dung der Bergarbeiterwohnungen unbefristet frei- 
gestellt worden ist, soll es nach vorzeitiger Rückzah- 
lung möglich sein, die Nachwirkungsfrist außerhalb 
der Gebiete mit erhöhtem Wohnungsbedarf gemäß 
§ 16 Abs. 3 und 8 und die Dauer der Preisbindung ge- 
mäß § 16 a abzukürzen; während dieses Zeitraumes 
ist auch der Ansatz von Zinsen bei der Mietberech- 
nung zulässig. Diese Regelungen sollen auch dann 
gelten, wenn die Freistellung nach der Rückzahlung 
erteilt wird, und zwar dann beginnend vom Zeit- 
punkt der Freistellung. 

Nummer 2 d 

Die Ausweitung des Zinserhöhungsrahmens auf 
8 V. H. bei den öffentlichen Darlehen macht auch 
eine entsprechende Anhebung des Zinssatzes von 
5 V. H. auf 8 V. H. in § 28 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe a für 
die Fälle erforderlich, in denen die öffentlichen Mit- 
tel durch andere Mittel ersetzt werden. 

Nummer 3 

Die Ergänzung von § 34 Abs. 8 in der Fassung des 
Gesetzentwurfs ist durch Nummer 2 c geboten. 

Die Einschränkung des § 22 Abs. 5 soll nur für solche 
Rückzahlungen bestimmt werden, die künftig gelei- 
stet werden. Sind vor dem Tag des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes Rückzahlungen geleistet worden, so 
verbleibt es bei einem evtl. Wegfall der Eigenschaft 
„öffentlich gefördert“ nach § 16 Abs. 3 Nr. 1 Wo- 
BindG. 


Artikel 1 a 

Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
Nummer 1 

Es handelt sich um eine Folgeänderung aus der Ein- 
fügung des § 16 a WoBindG durch das 2. Haushalts- 
strukturgesetz. Die Änderung dient auch der Klar- 
stellung der bestehenden Rechtslage. 

Nummer 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Artikel 1 
Nr. 2, wonach im öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbau auch Subventionskürzungen im Be- 
reich der Aufwendungsdarlehen oder Zuschüsse er- 
folgen können. Die Änderung dient außerdem der 
Klarstellung durch redaktionelle Anpassung des 
Wortlauts an Absatz 1 Satz 1. 
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Artikel 2 

Änderung des Wohnungsbaugesetzes 
für das Saarland 

Mit der Einfügung des § 39 wird sichergestellt, daß 
die Bestimmungen zur Zinshöhe und zum Zeitpunkt 
der Zinsanhebung im Bergarbeiterwohnungsbau 
auch im Saarland gelten. (Vgl. auch Artikel 1 
Nr. 2 a) 


Bonn, den 23. Juni 1982 


Schmitt (Wiesbaden) Link 

Berichterstatter 
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